
bestimmt ist oder sich aus dem besonderen Charakter 
des zivilrechtlichen Anschluß-Verfahrens ergibt. So 
kann z. B. § 516 ZPO infolge der Bestimmung einer 
besonderen Frist im § 272 Abs. 2 StPO keine Anwen­
dung finden. Auch die Bestimmung des § 518 Abs. 1 
ZPO, wonach die Berufung bei dem Berufungsgericht 
einzulegen ist, kann nicht in dieser Form gelten. Das 
ergibt sich aus § 272 Abs. 2 Satz 2 StPO, wonach das 
Strafgericht das Verfahren nach Einlegung der Be­
schwerde an das zuständige Zivilgericht zu überweisen 
hat. Da sich das Berufungsgericht nur mit der Höhe 
des Schadensersatzes zu befassen hat, können auch die 
sich aus § 529 ZPO ergebenden prozessualen Befug­
nisse der Parteien nur insoweit wirksam werden. An­
wendung findet aber § 11 AnglVO mit allen seinen 
Besonderheiten, ebenso § 40 Abs. 2 AnglVO, der für 
die Zulässigkeit einer Berufung eine 300 DM über­
steigende Beschwerdesumme vorsieht.

Die Zulässigkeit des Vorbringens neuer Tatsachen 
und Beweismittel, wenn auch nur hinsichtlich der 
Höhe des Schadens und in den Grenzen des § 529 ZPO, 
macht eine mündliche Verhandlung stets erforderlich, 
es sei denn, daß ausnahmsweise die Voraussetzungen 
des § 41 AnglVO vorliegen sollten, also die Beschluß­
verwerfung in. Betracht gezogen werden könnte. In 
keinem Falle wäre es mit den Bestimmungen des 
Straf- und Zivilprozesses zu vereinbaren, ein durch ein 
Strafgericht verkündetes Urteil auf dem Beschwerde­
wege etwa durch Beschluß abzuändern.

Die Beschwerde mußte auch sachlich Erfolg haben 
(wird ausgeführt).

§§ 310, 516, 251a, 538 ZPO; § 7 EntIVO; § 7 der
4. VereinfVO.

1. Urteile, die im Wege der Entscheidung nach 
Aktenlage ergehen, bedürfen der Verkündung, um 
rechtlich existent zu sein.

2. Zur Frage der Zulässigkeit der Berufung gegen 
nicht verkündete Urteile, die im Wege der Entschei­
dung nach Aktenlage ergangen sind.

3. Bei Berufungen gegen nicht verkündete Urteile ist 
das Berufungsgericht berechtigt, in der Sache selbst 
zu entscheiden. Eine Zurückverweisung an die erste 
Instanz findet nicht statt.

BG Halle, Urt. vom 12. Dezember 1956 - 2 S 434/56.
Der Kläger hat gegen den Verklagten auf Zahlung einer 

vierteljährlichen Unterhaltsrente von 135 DM geklagt. Der 
Verklagte hat Klagabweisung beantragt. Im Wege der Ent­
scheidung nach Aktenlage wurde der Verklagte zur Zahlung 
einer vierteljährlichen Unterhaltsrente von 90 DM verurteilt. 
Im übrigen wurde die Klage abgewiesen. Das Urteil wurde 
nicht verkündet, sondern den Parteien lediglich zugestellt.

Die dagegen eingelegte Berufung hatte teilweisen Erfolg.

Aus den Gr ün d e n :
Gegen die Statthaftigkeit der Berufung bestanden in­

sofern Bedenken, als das angefochtene Urteil nicht 
verkündet, sondern den Parteien nur von Amts wegen 
zugestellt worden war. Grundsätzlich wird ein Urteil 
— von der gesetzlich ausdrücklich anders geregelten 
Ausnahme des nach § 7 EntIVO vom 13. Mai 1924 
(RGBl. I S. 552) im schriftlichen Verfahren ergehen­
den Urteils abgesehen — erst und nur mit seiner Ver­
kündung existent. Wenn es — wie im vorliegenden 
Fall — den Parteien nur zugestellt wird, so entsteht es 
nicht. Wollte man zulassen, daß eine gesetzlich not­
wendige Verkündung durch Zustellung ersetzt wird, so 
würde hierdurch eine Entscheidung geschaffen, die u. a. 
hinsichtlich der bei Absetzung und Anfechtung eines 
Urteils zu beachtenden Fristen (§§ 310, 315 Abs. 2, 
516 ZPO) dem gesetzlich vorgesehenen Prozeßablauf 
entzogen wäre. Es kann aber nicht zulässig sein, auf 
diesem Wege eine Entscheidung von einer im Gesetz 
nicht vorgesehenen Art zu erlassen. Deshalb folgt der 
Senat insoweit der älteren Rechtsprechung, die eben­
falls verkündungsbedürftige, aber nicht verkündete 
Urteile für nicht existent und den Mangel der Ver­
kündung für nicht heilbar hielt.

Wenn sich das Kreisgericht unter Berufung zunächst 
auf die Anmerkung zu § 251 a der amtlichen Textaus­
gabe der ZPO, wonach die 4. VereinfachungsVO vom
12. Januar 1943 (RGBl. I S. 7) weitergelte, auf den 
Standpunkt gestellt hat, es brauche bei Urteilen, die 
nach Aktenlage ergehen, kein Verkündungstermin an­
gesetzt zu werden, so ist dem entgegenzuhalten, daß

durch die 4. VereinfVO lediglich die früher gegebene 
Notwendigkeit der Anberaumung eines besonderen, 
mindestens eine Woche später anzuberaumenden Ver­
kündungstermins, nicht aber die Notwendigkeit der 
Verkündung selbst beseitigt wurde. Aber auch die 
insbesondere auf die geschichtliche Entwicklung der ein­
schlägigen Verfahrensvorschriften gestützte einge­
hendere Argumentation des Kreisgerichts greift nicht 
durch. Diese Argumentation geht von einem unzutref­
fenden Ausgangspunkt aus, nämlich von einem nach 
Ansicht des Kreisgerichts aus § 310 ZPO zu entneh­
menden Grundsatz, daß ohne mündliche Verhandlung 
kein Urteil verkündet werden dürfe; Ausnahmen 
müßten durch das Gesetz bestimmt sein. Dies folge 
daraus, daß nach § 310 ZPO jedes Urteil in dem 
Termin, in dem die mündliche Verhandlung geschlos­
sen wird, gegebenenfalls ein Woche später in einem 
besonderen Verkündungstermin, verkündet werden 
müsse. Wesentlich sei die Voraussetzung, daß eine 
mündliche Verhandlung vorausgegangen und geschlos­
sen sein müsse. Bei der Entscheidung nach Lage der 
Akten gemäß § 251 a ZPO könne es wegen fehlender 
mündlicher. Verhandlung keine Verkündung des Urteils 
geben, es sei vielmehr die Zustellung des Urteils ent­
sprechend § 329 ZPO vorzunehmen.

Der Grundsatz, daß ohne mündliche Verhandlung 
kein Urteil verkündet werden dürfe, ist jedoch in § 310 — 
ZPO nicht enthalten. § 310 ZPO trifft, wie sein Wort­
laut klar ergibt, lediglich eine Regelung über den Zeit­
punkt, in dem ein auf mündliche Verhandlung er­
gehendes Urteil zu verkünden ist; keineswegs kann 
daraus aber gefolgert werden, daß Urteile, die nicht 
auf mündliche Verhandlung ergehen, nicht zu verkün­
den wären. Die ursprüngliche Fassung der Zivilprozeß­
ordnung ging vielmehr von dem Grundsatz aus, daß 
j e d e s  Urteil zu verkünden ist. Anderenfalls hätte 
übrigens auch der vom Kreisgericht zu Unrecht für 
seine Ansicht in Anspruch genommene § 329 ZPO, der 
ausdrücklich nur von Beschlüssen und Verfügungen des 
Gerichts spricht, die widitigste im Zivilprozeß er­
gehende Entscheidung, das Urteil, nicht unerwähnt ge­
lassen. Die Ausnahme, daß ein Urteil nicht verkündet 
zu werden braucht, bedarf also der ausdrücklichen ge­
setzlichen Regelung, wie sie ja auch im Falle des § 7 
EntIVO tatsächlich erfolgt ist.

Hiernach muß daran festgehalten werden, daß auch 
nach Aktenlage ergehende Urteile verkündet werden 
müssen, um zur Entstehung zu gelangen. Auch eine 
entsprechende Anwendung des § 7 EntIVO erscheint 
weder zulässig, da es sich hierbei um eine Ausnahme­
vorschrift handelt, noch überhaupt erforderlich.

Seine im Verfahren früher vertretene Auffassung, 
mangels eines rechtswirksam verkündeten Urteils sei 
kein Raum für die Durchführung des Berufungsver­
fahrens, hat der Senat nach erneuter Prüfung jedoch 
aufgegeben. Vorhanden ist jedenfalls der Rechtsschein 
eines erstinstanzlichen Urteils. Die Frage, ob zur Be­
seitigung eines solchen Rechtsscheins die Berufung zu­
zulassen sei, hat das Berufungsgericht bejaht, da es 
eine Hauptaufgabe der Gerichte ist, tatsächlich oder 
rechtlich zweifelhafte Sachverhalte im Interesse der 
Rechtsuchenden zu klären. Der vorhandene Rechts­
schein eines ordnungsgemäß ergangenen Urteils muß 
also auf den ihm gegenüber äußerlich statthaften Ein­
spruch einer Prozeßpartei wieder beseitigt werden 
können, wenn dieser Einspruch — hier die Berufung — 
im übrigen den gesetzlichen Erfordernissen entspricht. 
Da dies im vorliegenden Falle zutraf, hat der Senat 
die Berufung unter Aufgabe seiner bisherigen Ansicht 
als statthaft und zulässig erachtet.

Fraglich konnte noch sein, wie weit die Entschei­
dungsbefugnis des Berufungsgerichts reichte. Da die 
Zulässigkeit der Berufung ihren Grund darin hat, eine 
Möglichkeit der Beseitigung des oben erwähnten 
Rechtsscheins zu schaffen, war zu erwägen, ob das Be­
rufungsgericht 'nicht lediglich befugt war, diesen 
Rechtsschein zu beseitigen, d. h. das angefochtene 
Urteil aufzuheben und sodann die Sache zur erneuten, 
rechtswirksamen Entscheidung an das Gericht der Vor­
instanz zurückzuverweisen. Das Berufungsgericht hielt 
sich jedoch zur Entscheidung in der Sache selbst für 
berechtigt. Ein Fall wie der vorliegende ist in § 538 
ZPO, der die Möglichkeit der Zurückverweisung regelt.
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